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Bonn, den 5. April 1962 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Beamtenbezüge 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
— Drucksache IV/275 — 


Die Kleine Anfrage vom 21. März 1962 beantworte ich namens 
der Bundesregierung wie folgt: 

Der Erste Senat des Bundesverfassungsgerichts hat in dem in 
der Kleinen Anfrage erwähnten Beschluß vom 11. Juni 1958 
— 1 BvR 46/52 — darauf hingewiesen, es sei ein — von dem 
Gesetzgeber zu berücksichtigender — hergebrachter Grundsatz 
im Sinne des Artikels 33 Abs. 5 des Grundgesetzes, daß „den 
Beamten nach ihrem Dienstrang, nach der mit ihrem Amt ver- 
bundenen Verantwortung und nach Maßgabe der Bedeutung 
des Berufsbeamtentums für die Allgemeinheit entsprechend der 
Entwicklung der allgemeinen wirtschaftlichen und finanziellen 
Verhältnisse und des allgemeinen Lebensstandards ein ange- 
messener Lebensunterhalt zu gewähren'' sei. Bei der Bemes- 
sung der Besoldung ist also insbesondere auch wirtschafts- und 
finanzpolitischen Gesichtspunkten Rechnung zu tragen. Ihre be- 
sondere Beachtung ist schon deswegen nowendig, um die Be- 
amtengehälter von konjunkturellen Schwankungen freizu- 
halten. 

Die sich abzeichnende Beruhigung der wirtschaftlichen Entwick- 
lung und die ungünstige Haushaltslage des Bundes, die durch 
die Mehrausgaben für die Verteidigung bedingt ist, ließen es 
nicht zu, Mittel für eine Besoldungserhöhung vorzusehen, zu- 
mal diese Ausgabe zwangsläufig weitere Mehrausgaben im 
sozialen Bereich veranlaßt hätte. Auch der Haushaltsausschuß 
des Bundestages hat sich trotz der Kürzung der Ausgaben des 
Bundeshaushalts um 1 Milliarde DM nicht in der Lage gesehen, 
Mittel für eine Besoldungserhöhung im Haushaltsplan zu ver- 
anschlagen. 
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